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(1) Der Freistaat Bayern soll digitale Verwaltungsinfrastrukturen zur behördenübergreifenden Nutzung
bereitstellen (Basisdienste). Die datenschutzrechtliche Verantwortung für die Nutzung liegt bei der
nutzenden Stelle. Die Möglichkeit einer gemeinsamen Verantwortung gemäß Art. 26 der Verordnung
(EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO) bleibt hiervon unberührt.

(2) Der Freistaat Bayern kann den Behörden digitale Verwaltungsinfrastrukturen des Staatsministeriums
für Digitales oder des Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat bereitstellen (zentrale Dienste).
Die datenschutzrechtliche Verantwortung liegt in diesem Fall beim bereitstellenden Staatsministerium.
Personenbezogene Daten können mit Zustimmung des Nutzers an angeschlossene Behörden übermittelt
werden. Diese personenbezogenen Daten dürfen ausschließlich für die Zwecke der zentralen Dienste
und der mit diesen in Anspruch genommenen Verwaltungsleistungen verarbeitet werden.

(3) Behördenübergreifende Dienste werden in der Regel als Basisdienste angeboten. Soll ein zentraler
Dienst bereitgestellt werden, ist dies ausdrücklich festzulegen. Die Nutzung von Basisdiensten und
zentralen Diensten kann den Behörden vom Staatsministerium für Digitales im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Finanzen und für Heimat verbindlich vorgegeben werden.

(4) Der Freistaat Bayern stellt den Behörden Dienste im Sinne der Abs. 1 und 2 zur Aufgabenerfüllung
zur Verfügung, soweit dies wirtschaftlich und zweckmäßig ist. Die Behörden können ihre Verpflichtungen
gemäß den Art. 16 bis 25 auch durch den Anschluss an Dienste im Sinne der Abs. 1 und 2 erfüllen.

(5) Die Bereitstellung von Diensten aus anderen Ländern zur Nachnutzung im Rahmen der Umsetzung
des Onlinezugangsgesetzes erfolgt für die Behörden, Gerichte und Staatsanwaltschaften über das
Staatsministerium für Digitales in Zusammenarbeit mit den fachlich zuständigen Ressorts. Die
Bereitstellung von Diensten im Sinne des Satzes 1 an die Behörden erfolgt nach Freigabe durch das
fachlich zuständige Ressort. Das Staatsministerium für Digitales kann sich zur Erfüllung der Aufgabe im
Sinne des Satzes 1 auf der Grundlage eines öffentlich-rechtlichen Vertrags der in Art. 52 Abs. 1
genannten Anstalt des öffentlichen Rechts bedienen.
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